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Die Minarett-Initiative wurde in Basel-Stadt nur knapp abgelehnt und lässt sich nicht alleine mit 
Fremdenfeindlichkeit erklären. Unter den Befürwortern waren auch viele, die sich für die 
Chancengleichheit zwischen Schweizerinnen, Schweizern, Ausländerinnen und Ausländern 
aussprechen und sich für eine weltoffene und moderne Schweiz einsetzen. Zu diesem Schluss 
kommt die Vox-Analyse zur Abstimmung vom 29. November 2009, welche das Stimmverhalten für 
die ganze Schweiz analysiert hat. So hat sich zwar eine Mehrheit von 64 Prozent aller Stimmenden 
voll oder ziemlich davon überzeugt erklärt, dass sich die schweizerische und die islamische 
Lebensweise gut vertragen würden. Hingegen wurde bei den Entscheidmotiven der Befürworter am 
häufigsten die Absicht genannt, ein Zeichen gegen die Ausbreitung des Islam und des von ihm 
propagierten Gesellschaftsmodells zu setzen. Konkrete Kritik an den in der Schweiz lebenden 
Muslimen gaben nur 15% der Ja-Stimmenden als Entscheidmotiv an. 

Das Ja zur Minarett-Initiative bringt also ein beträchtliches Unbehagen in der Bevölkerung gegenüber 
dem Islam zum Ausdruck. Darin spiegelt sich auch eine gewisse Unkenntnis über die Situation des 
Islam und eine grundsätzliche Ablehnung jeglicher fundamentalistischen Entwicklung ausserhalb der 
Rechtsstaatlichkeit. 

Kathrin Amacker hat auf Bundesebene ein Postulat (09.4027) eingereicht in dem sie den Bundesrat 
bittet, einen Bericht über die Muslime in der Schweiz zu erstellen. Damit soll vor allem Transparenz 
geschaffen werden über tatsächlich existierende Missstände wie Hassprediger, Scharia Recht, 
Zwangsheiraten, Mädchenbeschneidungen, Verhüllungszwang und schulische Dispensationen und 
mögliche Massnahmen und Handlungsoptionen zur Problemlösung aufgezeigt werden. 

Die Regierung wird gebeten zu prüfen und zu berichten, ob sie möglichst in Zusammenarbeit mit 
dem Bund einen vergleichbaren Muslimbericht für den Kanton Basel-Stadt erstellen kann, der die 
folgenden Punkte umfasst: 

1. Analyse wie es sich im Kanton Basel-Stadt mit Hassprediger, Scharia Recht, Zwangsheiraten, 
Mädchenbeschneidungen, Verhüllungszwang und schulische Dispensation verhält. Dies auch 
im Vergleich zu anderen Religionen bzw. ausserhalb von Religionen. 

2. Massnahmen, welche der Kanton Basel-Stadt bisher ergriffen hat oder ergreifen will, um 
erkannte Missstände beseitigen zu können. 

3. Beurteilung von Nutzen und Wirkung bisheriger oder geplanten Massnahmen. 

4. Aufzeigen möglicher Gesetzeslücken aufgrund der Analyse und den bisherigen Erfahrungen. 
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